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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1174/68 über die Einführung eines Margentarifsystems 
im Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Margentarif- 
systems im Güterkraftverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten in der Fassung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2826/72 vom 28. Dezember 1972 2) gilt 
gemäß Artikel 17 bis zum 31. Dezember 1974. Ihre 
Geltungsdauer kann um ein Jahr verlängert werden, 
sofern der Rat nicht bis zu diesem Zeitpunkt über 
die danach anzuwendende Tarifregelung beschlos- 
sen hat. 

Eine Entscheidung über diese Tarifregelung ist 
noch nicht getroffen worden. 

Es erscheint jedoch zweckmäßig, die Tarifregelung 
für die Zeit nach dem 31. Dezember 1975 als Teil 
einer umfassenden Ordnung für die Güterverkehrs- 
märkte auszarbeiten. Bei der Lösung hierfür ist 
allen Aspekten dieser Ordnung Rechnung zu tragen. 
Der Rat wird daher erst nach Prüfung dieser Ge- 
samtkonzeption und der Vorschläge, die die Kom- 
mission ihm zu diesem Zweck rechtzeitig vorlegen 


wird, über die spätere Regelung entscheiden können. 
Diese kann im Laufe des Jahres 1976 beschlossen 
und eingeführt werden. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 wird seit 1972 
in den ursprünglichen Mitgliedstaaten tatsächlich an- 
gewendet; das Tarifsystem zur Ausführung der Ver- 
ordnung in den neuen Mitgliedstaaten ist noch in 
Vorbereitung. 

Unter diesen Umständen erscheint die Verlänge- 
rung der Verordnung ohne jede wesentliche Ände- 
rung um zwei Jahre angezeigt. Diese Lösung kann 
und soll den künftigen Regeln für die Preisbildung 
im Güterverkehr der Gemeinschaft nicht vorgreifen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 er- 
hält folgende Fassung: 

„Diese Verordnung gilt bis zum 31. Dezember 1967.'' 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 
vom 6. August 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 31. Dezember 1972, S. 12 
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Begründung 


Gemäß Artikel 17 der VO (EWG) Nr. 1174/68 gilt 
das zu ihrer Ausführung auf gestellte Tarif System für 
den gewerblichen Güterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft bis zum 31. De- 
zember 1974. Diese Geltungsdauer kann um ein Jahr 
verlängert werden, sofern der Rat nicht bis zu diesem 
Zeitpunkt über die danach anzuwendende Tarif rege- 
lung beschlossen hat. 

Der Rat hat deshalb vor Ende 1974 auf Vorschlag 
der Kommission über die Verlängerung der Verord- 
nung oder zugunsten einer anderen Preisordnung 
zu entscheiden. 

Das zur Ausführung der VO aufgestellte System 
obligatorischer Margentarife war von Anfang an als 
ein zur Harmonisierung der Wettbewerbsbedingun- 
gen zwischen Verkehrsträgern und -unternehmen 
vorübergehend notwendiger Eingriff in die freie 
Preisbildung mit experimentellem Charakter kon- 
zipiert. Dieses System wurde im Jahre 1968 einge- 
führt, wird aber erst seit 1972 in den sechs ursprüng- 
lichen Mitgliedstaaten tatsächlich angewendet; seine 
Ausführung in den neuen Mitgliedstaaten ist in Vor- 
bereitung. 

Die Kommission hat in ihrer Mitteilung an den Rat 
vom 24. Oktober 1973 über die weitere Entwicklung 
der gemeinsamen Verkehrspolitik betont, ihr preis- 
politisches Ziel sei „die spätere Aufhebung aller 
Auflagen, die für eine freie Preisbildung im Ver- 
kehrswesen gelten". 


Unter diesen Umständen könnte die Frage, ob der 
Übergang vom jetzigen obligatorischen zu einem 
lockeren Tarifsystem bereits zum 1. Januar 1975 voll- 
zogen werden könnte, als aktuell angesehen werden. 

Da sich jedoch einzelne Etappen auf dem Wege zur 
endgültigen Marktordnung nicht allein für den inter- 
nationalen Güterkraftverkehr definieren lassen, 
kann eine prinzipielle Änderung der Verordnung im 
jetzigen Zeitpunkt nicht ins Auge gefaßt werden. Es 
handelt sich vielmehr um eine umfassende Aufgabe, 
die wegen der Interdependenz der politischen, wirt- 
schaftlichen und rechtlichen Faktoren auf allen be- 
troffenen Märkten nur über eine globale Konzeption 
für eine in sich koherente harmonische Ordnung der 
Gesamtheit aller in Betracht kommenden wirtschaft- 
lichen Sachverhalte zu bewältigen ist. 

Die Arbeiten hierfür sind angelaufen. Sie können 
im Laufe des Jahres 1975 zur Vorlage eines Gesamt- 
berichts mit Vorschlägen für Entscheidungen des 
Rates führen. Bis dahin ist die Verlängerung der gel- 
tenden Verordnung die einfachste Lösung. 

Diese Maßnahme sollte jedoch nicht als eine politi- 
sche Option zugunsten dieses Tarif Systems und sei- 
ner späteren Fortsetzung verstanden werden. Nichts 
spricht heute für die Annahme, das Experiment 
könnte zu der Erkenntnis führen, daß das gegen- 
wärtige System endgültig beibehalten werden sollte. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. Mai 1974 - 1/4 - 680 70 Ma 26/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. April 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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